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Verfahrensrecht

BFH: Richtigkeit einer strafbefreienden Erklärung

Eine wirksame strafbefreiende Erklärung liegt nur dann vor, wenn den Anforderungen des
StraBEG entsprochen und der zu Grunde liegende Lebenssachverhalt so spezifiziert wird,
dass beurteilt werden kann, ob die in der strafbefreienden Erklärung aufgelisteten
Einnahmen bisher nicht berücksichtigte steuerpflichtige Einnahmen (unterliegen zu 60 %
der Nachversteuerung) oder zu Unrecht berücksichtigte Ausgaben (unterliegen zu 100 % der
Nachversteuerung) sind.

Sachverhalt
Der Kläger und Revisionskläger (Kläger) erzielte im Streitjahr (2000) Einkünfte aus
selbständiger Arbeit (§ 18 EStG) und gemeinsam mit seiner Ehefrau (Klägerin) Einkünfte aus
Vermietung und Verpachtung (§ 21 EStG). Im November 2004 - vor Beginn der
Außenprüfung - ging bei dem Finanzamt eine strafbefreiende Erklärung nach dem
Strafbefreiungserklärungsgesetz (StraBEG) ein, in der der Kläger u.a. Darlehenszinsen aus
Liechtenstein als nicht erklärte Einnahmen aus Kapitalvermögen und Beratungshonorare als
nicht erklärte Einnahmen aus selbständiger Tätigkeit erklärte. Mit Schreiben vom
21.12.2004 legte der Kläger gegen die strafbefreiende Erklärung Einspruch ein und gab am
23.12.2004 eine weitere Erklärung nach dem StraBEG ab, in der er weitere Darlehenszinsen
(40 % zusätzlich) und Beratungshonorare (40 % zusätzlich) als Einnahmen i.S. des § 1 Abs. 1
S. 1 Nr. 1 StraBEG angab. 

Die Außenprüfung stellte fest, der Kläger habe zu Unrecht Betriebsausgaben für
Honorarrechnungen einer Liechtensteiner Firma gebucht und erkannte auch die bei den
Einkünften aus Vermietung und Verpachtung geltend gemachten und (angeblich) an die
Liechtensteiner Firma gezahlten Schuldzinsen nicht als Werbungskosten an. Das Finanzamt
hielt die strafbefreiende Erklärung für unwirksam und erließ auf der Grundlage der
Feststellungen der Außenprüfung einen geänderten Einkommensteuerbescheid. Die
dagegen nach erfolglosem Einspruchsverfahren erhobene Klage wies das Finanzgericht ab.
Mit der Revision rügen die Kläger Verletzung des StraBEG.

Entscheidung
Das Finanzamt durfte von den Angaben in der strafbefreienden Erklärung der Kläger zu den
Honorarzahlungen und Darlehenszinsen im Zusammenhang mit der Geschäftsbeziehung zu
der Liechtensteiner Gesellschaft abweichen. Das FG hat zu Recht die Klage gegen den
angefochtenen Einkommensteueränderungsbescheid abgewiesen. 

Die Straf- oder Bußgeldfreiheit einer strafbefreienden Erklärung tritt ein, wenn der
Steuerpflichtige zu einer Steuerverkürzung führende unrichtige oder unvollständige
Angaben über steuerlich erhebliche Tatsachen korrigiert, die auf Grund der fehlerhaften
Angaben zu Unrecht nicht besteuerten Einnahmen gegenüber der Finanzbehörde erklärt
(strafbefreiende Erklärung) und innerhalb von zehn Tagen nach Abgabe der Erklärung,
spätestens aber bis zum 31.12.2004, 25 % der Summe der erklärten Beträge entrichtet. Die
erklärten Einnahmen sind nach Kalenderjahren und zugrunde liegenden
Lebenssachverhalten zu spezifizieren. Da die zu Unrecht berücksichtigten Ausgaben zu 100
% als "Einnahmen" fingiert werden, nicht berücksichtigte steuerpflichtige Einnahmen jedoch
nur zu 60 % als "Einnahmen" erfasst werden, erfordert die Spezifizierung auch die Angabe,
ob die in der strafbefreienden Erklärung aufgelisteten "Einnahmen" bisher nicht
berücksichtigte steuerpflichtige Einnahmen oder zu Unrecht berücksichtigte Ausgaben sind
(§ 3 Abs. 1 S. 3 StraBEG iVm § 1 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2 StraBEG). 

Diesen Anforderungen entspricht die Erklärung der Kläger nicht, weil sie als maßgeblichen
Lebenssachverhalt lediglich nicht erklärte Einkünfte aus Kapitalvermögen (Liechtenstein
Darlehenszinsen) sowie nicht erklärte Beratungshonorare mit der erklärten Folge einer
Nachversteuerung von nur 60 % der Beträge als Einnahmen nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 StraBEG
bezeichnet haben. Denn unstreitig handelt es sich bei diesen Positionen nicht um Zins- oder
Honorareinnahmen des Klägers und seiner Ehefrau, sondern um - bei den Einkünften aus



Vermietung und Verpachtung zu Unrecht als Werbungskosten abgezogene Schuldzinsen
sowie - hinsichtlich der Honorarzahlungen bei den Einkünften des Klägers aus selbständiger
Arbeit zu Unrecht geltend gemachte Betriebsausgaben, die zu 100 % hätten nachversteuert
werden müssen. Die Kläger haben damit nicht "unrechtmäßig erklärte Betriebsausgaben
oder Werbungskosten", sondern den tatsächlich nicht verwirklichten Sachverhalt
"unrechtmäßig nicht erklärte Betriebs- und Zinseinnahmen" erklärt. Die Kläger haben mit
der Angabe "Darlehenszinsen und Einnahmen aus selbständiger Tätigkeit" unzutreffend
und irreführend spezifiziert. Sie hätten in der Erklärung z.B. durch die Angabe "unrichtige
Erfassung von Honorarzahlungen als Betriebsausgaben" ausgewiesen werden müssen. 

Die Abgabe der korrigierten Strafbefreiungserklärung am 23.12.2004 mit nunmehr
richtigem Ausweis des Abgeltungsbetrags in Höhe von 100 % der bislang fingierten
Erwerbsaufwendungen (§ 1 Abs. 2 Nr. 2 StraBEG) hat schon deshalb keine erlöschende
Wirkung (§ 8 StraBEG), weil der streitige Lebenssachverhalt im Zeitpunkt der Erklärung
bereits Gegenstand der seit November 2004 laufenden Außenprüfung war. Damit konnten
darauf bezogene strafbefreiende Erklärungen nicht mehr zur Straf- und Bußgeldfreiheit
führen (§ 7 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a StraBEG iVm § 1 StraBEG). 

Da auf Grund der abgegebenen "strafbefreienden Erklärungen" keine Straf- oder
Bußgeldfreiheit eingetreten ist, durfte der Einkommensteueränderungsbescheid erlassen
werden (Beschluss des BFH vom 15.07.2010).
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